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A) FES T SETZUNGEN 

(L)ic Nummerierung erfolgt analog § 9 Abs 1 Baugesetzbuch) 

E_ 

II 

1.2 

1.3 

1.4 

15 

Art und Mali der Nutzung 

Gewerbegebiet gemäß § X Baunutzungsverordnung 

Gemäß § X Abs 3 BauNVO sind innerhalb der in ZifT 1 I der 
Festsetzungen genannten Baugebiete bis zu zwei Wohnungen je 
Baugrundstück für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für den 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulässig. 

Im GE sind folgende Arten von Betrieben nicht zugelassen 

a) Betriebe und Anlagen. die nach der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4 BimSchV - vom 24 7 X5 (BGBl S 
1586) einer Genehmigung bedürfen 

b) Lagerplätze als selbständige Anlagen für Schrott. Heizmaterial. Abfälle. 
Baumaterial sowie Autowrackplätze Lagerplätze als unselbständige 
Anlagen (bis zu einer Größe von 1/3 der überbaubaren Fläche) zu 
zugelassenen Betrieben bleiben davon unberührt 

c) Einzclhandelsbctriebc mit über 700 qm Verkaufsfläche (Verkaufsfläche ist 
die Fläche, die dem Verkauf dient, einschl Gänge. Treppen. Standflächen 
für Einrichtungsgegenstände. Schaufenster und Freiflächen soweit sie dem 
Kunden zugänglich sind) 

Abgrenzung von Gebieten unterschiedlicher Art der Nutzung 

Das zulässige Maß der Nutzung für das Gewerbegebiet (GE) ergibt sieb 
gemäß § 17 Abs I BauNVO Die GFZ wird auf 0,4 festgesetzt 

Für die Grundstücke Fl.-Nr 196 und 196/14 ist eine GFZ von max O.X 
zulässig 

2, I berbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 

2 1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen 
festgesetzt 

Baugrenze gemäß § 23 Abs 3 BauNVO 

2 2 Eine Überschreitung der Baugrenzen gemäß § 23 Abs 2 und 3 BauNVO 
darf durch Vordächer. Rampen und Eingangsvorbauten max 1.50 m 
betragen 

2 3 <■-» Kirstrichtung der Hauptgebäude. 

die Firstrichtungen müssen parallel oder senkrecht zur Erschließungsstraßc 
verlaufen 

•L_Mindestgröße und Mindestabmessungen der Baugrundstücke 

' 1 Die Mindcstgröße der Baugrundstücke beträgt 1000 qm 

2 2 Die Mindcstbreitc der Baugrundstücke beträgt in den bebaubaren 
Grundstücksabschmtten 25 m 

2 3 Die Grundstücksteilungen dürfen nur so vorgenommen werden, daß ein 
Mmdestgrenz.abstand von 5 m zum Gebäude (inel 2 m-Grenzbepflanzung 
laut Ziff 25 3) verbleibt. Die in Art 6 und 7 BayBO aufgeführten 
Mindcstabstandsflächen werden durch diese Festsetzung ausgeschlossen 

4. Mächen für Stellplätze und Garagen 

* * Lagerplätze und Stellplätze für Kfz sowie Garagen sind nur innerhalb der 
überbaubaren Gmndstücksflächc (Bauraum) zulässig 

4 21 Dic Nutzungstrennlinie ist sowohl nach Norden zur Iscntalstraßc hin. als 
auch nach Osten zum Ornauer Bach die Grenze des Grünstreifens. Während 
in diesem Grünstreifen jede andere Nutzung ausgeschlossen ist. kann der 
Bereich zwischen Baugrenze und Nutzungstrennlinic zu 100 % mit Kfz- 
Stellplätzcn belegt werden 

4 2 2 ® Dlc Fläche zwischen vorderer Baugrenze und Straßenbegrenzungslinie darf 
zu max. X0 % für Stellplätze herangezogen werden, mind. nach jedem 4 
Stellplatz ist ein großkroniger Laubbaum nach Ziff 25 zu pflanzen Die 
Restfläche dieses Streifens ist gärtnerisch zu gestalten und zu bepflanzen. 

5. -10. entfällt 

11, Verkehrsflächen und Erschließung 

Staßenverkehrsflächc 

11.2 

113 

entfällt 

Wirtschafts weg zur Unterhaltung des Omaner Baches 

Dieser Wirtschaftsweg kann nur im oberen Drittel ausgebaut und zur 
Erschließung der Baugrundstucke herangezogen werden Die restlichen zwei 
Drittel zum Omaner Bach hin sind als Sandstreudecke auszubdden 

Straßenbcgrenzungslinie 

Sichtdreiecke mit Angabe der Schenkellänge in Metern. Innerhalb der 
Sichtdreiecke ist jede Art von Bebauung und Bepflanzung sow ie Ablagerung 
von über 1.0 m Höhe unzulässig Ausgenommen hiervon sind einzeln 
stehende hochstämmige Bäume, deren Krone auf einer Höhe von 2.0 m 
beginnt. 

I I 6 D?:. ..... Öffentliche Parkplätze 

12 entfallt 

Uj_Führung von Versorgungsanlagen und Leitungen 

131 —<0-o 

132 -*—4-* 

,3.3 e 

X 5/8 " Gasleitung 

20 kV Freileitung (zu beseitigen) 

Trafostation 

14. 

14 1 

14.2 

14 3 

14 4 

Flächen für Verwertung und Beseitigung von Abwasser und Ahfallstoffen 

Vollbiologische Kläranlage der Gemeinden Schwindegg 
Obertaufkirchen mit zur Zeit 4X75 Einwohncrglcichwcrtcn 

und 

F lächen für Abfallentsorgung. Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen 
(§ 9 Abs 1. Nr 14 BauGB). Zweckbestimmung: 

WERTSTOFFHOF mit NOTSCHLACHTUNGSGEBÄUDE 

Parkplätze. Stellplätze und Grundstückszufahrten sowie Eigentümerwege 
sind überwiegend durchlässig zu gestalten (z.B humus- oder rasenverfugtes 
Pflaster. Rasengitterstcine. Schotterrasen, ggf auch sandgeschlämmte Kies¬ 
oder Schotterdecke) 

Die anfallenden Dachabwässer müssen auf den Baugrundstücken durch 
ausreichend dimensionierte Sickerschächtc (Mindestmasse Durchmesser 1.5 
m. l iefe 2 0 m) beseitigt werden 

> 

15. Öffentliche und private Grünflächen 

16.-19 entfällt 

Öffentliche Grünflächen bzw. gliederndes Straßenbegleitgrün. 
Bei Zu- und Abfahrten der Baugrundstücke kann das Straßenbegleitgrün im 
erforderlichen Ausmaß (max. 6 m laut Ziff. 25.5) unterbrochen werden 

20. Maßnahmen zur Landschaftspflege 

21-22. entfallt 

Die Bepflanzung an den Ufer-Bereichen von Goldach und Ornau und an den 
dortigen Böschungen sind in ihrem Bestand zu sichern, zu erhalten und 
entsprechend zu pflegen 

23. Gebiete mit Verwendungsverboten 

Auf dem mit nebenstehendem Planzcichen gekennzeichneten Gebiet ist die 
Verwendung von Stoffen, durch die die Luft erheblich verunreinigt wird, 
verboten. 

24 entfällt 

25. Bindungen für Bepflanzungen 

22 1 Die unbebauten Flächen der Baugrundstücke sind, soweit sie nicht als Gch- 
und Fahrflächen oder als Stellplätze für Kraftfahrzeuge fcstgclcgt sind, 
gärtnerisch zu gestalten 

Es sind mind soviele Bäume zu pflanzen, daß auf 300 qm 
Gmndstücksflächc mindestens ein Baum bodenständiger Art kommt 

Für mindestens 20 % der gärtnerisch zu gestaltenden Flächen ist eine 
Unterpflanzung mit Ziergehölzen, blühenden Büschen bzw. bodendeckenden 
Sträuchcm vorzusehen 

22 2 Größere zusammenhängende befestigte Flächen (über 200 m2) mit 

Ausnahme von Wegen und Erschließungsstraßen innerhalb der 
Baugrundstückc. sind durch Rasen- bzw. Grünflächen zu gliedern. 

Der Anteil der befestigten Flächen innerhalb der Baugmndstücke darf 
40 % der unbebauten Flächen nur dann überschreiten, wenn entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen (zusätzliche Eingrünung, Bepflanzung, 
Fläehenausgleich, Verwendung von Materialien welche die 
Versickcmngsfahigkcit des Bodens nicht beeinträchtigen) vorgenommen 
werden 

25.3 

25.4 

25.5 

25.6 

25.7 

Entlang der bestehenden oder durch Teilung neu entstehenden 
Grundstücksgrenzen der Baugmndstücke untereinander wird beiderseitig der 
Grenze jeweils ein 2.0 m breiter Streifen als "zu bepflanzende Fläche" 
festgesetzt und ist mit standortgerechten Bäumen und Büschen zu 
bepflanzen Diese Grcnzbcpflanzung ist privatrechtlich zu sichern 

Zur Sicherstellung der Freiflächengcstaltung sind im Rahmen der 
Einzclbaugcnchmigungen Freiflächengestaltungsplänc gern Art 5 BayBO 
zur Genehmigung vorzulegen 

Die Gmndstückszufahrt und die damit verbundene Unterbrechung des 
Grünstreifens zwischen Straßenbegrenzung und Einfriedung wird auf max 
6.0 m begrenzt. 

Der mit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichnete Baumstreifen (mind 
10 m breit) ist mit standortgemäßen Großbäumen. Klcinbäumen und 
Sträuchcrn zu bepflanzen und als Daucrgrünbepflanzung zu erhalten 

Pflar.zgcbot gern § 9 Abs 1, Nr 25 BauGB für standortgemäße 
Laubbäume 
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25 8 

25 9 

26 

27. 

29. 

29 

29 2 

29 3 

29.4 

29 5 

29.6 

29.7 

29.8 

ä 

Ä 

entfallt 

Pflanzgebot gern § 9 Abs 1, Nr 25 BauGB für standortgemäße Gehölze 
und Strauchgruppen 

Bei den Pflanzungen ist Art 47 des Ausführungsgesetzes zum BGB vom 
20.7.82 (Grenzabstand von Bäumen, Sträuchen! usw ) und die beigefügte 
Pflanzliste (Anhang) zu beachten 

Geltungsbereich 

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

28. Vcrmaßung 

16 l Verniaßungin Metern, z.B 6 m 

Bauliche Gestaltung 

A 

Ä 

A 

In Verbindung mit § 9 Abs 4 BauGB werden gern Art 98 BayBO zur 
baulichen Gestaltung Festsetzungen getroffen 

Die Rohdeckenoberkante über dem Kellergeschoß darf max. 1,20 m (in 
Verbindung mit Laderampen), bei Büro-, Geschäfts- und 
Verwaltungsgebäuden i S. des § 8 BauNVO max. 0,30 m über der 
Straßenoberkante der fertigen, das Baugrundstück erschließenden Straße in 
Straßenmitte liegen 

Kellergeschosse dürfen nicht durch Abgrabungen und Abböscluingen des 
Gebäudes freigelegt werden Ausnahmsweise kann an höchstens zwei 
Gebäudeseiten auf jeweils 1/2 der Wandlänge max. 2,50 m tief abgegraben 
werden 

Haupt- und Nebengebäude sind als gestalterische Einheit auszubilden. Dies 
gilt insbesondere hinsichtlich der Dachform, der verwendeten Materialien 
sowie der Farbgestaltung der Gebäude 

Eine max Gebäudebreite von 30 m und eine max Gebäudelänge von 60 m 
darf nicht überschritten werden 

Größere Gebäudebreiten und -längen sind zulässig wenn die Baiikörper 
mind alle 40 m (bei Gebäudebreite und -länge) durch Vor- oder 
Rücksprünge von mind. 2,0 m oder durch mind 3,0 m breite 
Fassadenbegrünung in Wandhöhe gegliedert werden 

Kamine, Silos oder ähnlich wirkende bauliche Anlagen sind in das Gebäude 
einzubeziehen Ausnahmen könnnen gestattet werden, wenn ein 
harmonisches Einfügen in die Gesamtsituation durch geeignete Maßnahmen 
erreicht wird 

Für die Gestaltung der Außenwände sind folgende Materialien zulässig: 

Verputzte, gestrichene Mauerflächen, Siclitbeton, Naturstein, Glas, Holz in 
hell- bis mittelbraunen Farbtönen, mattgestnehenes oder -beschichtetes 
Metall und ebene Faserzementplatten. 

Für die Gestaltung der Außenwände sind folgende Materialien nicht 
zugclassen 

Grellfarbige oder glänzende Materialien, Waschbeton oder künstlich 
strukturierte Betonoberflächen, Kunststoff-Folien, Gummihäute oder ähnlich 
wirkende Baustoffe. 

Bei Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden (gern 
BauNVO) sind fensterlose Fassaden unzulässig 

Art. 32 BayBO (Brandwände) bleibt hiervon unberührt. 

§ 8 Abs >2.2 

PFLANZLISTE ZUR BEBAUUNGSPLAN.^RgTSETZUNG - ZIFF. 25 

(Standortgemäße, heimische Laubbäumc und Sträuchtir) 

GROSSBÄUME: 

Privatbereich 
Öffentlicher Bereich 

Acer platanoidcs 
Acer pscudoplatanus 
Betula pendula 
Fagus silvatica 
Fraxinus cxcclsior 
Qucrcus robur 
Tilia cordata 

KLEINBÄUME: 

Privatbereich 

Acer campestrc 
Ainus glutinosa 
Carpinus bctulus 
Prunus avium 
Sorbus aucuparia 
(wahlweise Obstbäumc) 

STRÄUCHER: 

C'ornus mas 
C’ornus sangumca 
Corylus avcliana 
Prunus spinosa 
Rhamnus frangula 
Salix caprca 
Sambucus nigra 
Sambucus raccmosa 
Viburnum lantana 

HECKEN: 

Acer campcstrc 
Carpinus bctulus 
Fagus silvatica 

Ifeister 2 xv., 200 - 250 cm 1 löhe 

Hochstämme 3xv.. tu B 14 - 16 cm STU 

Spitzahorn 
Bergahorn 
Sandbirkc 
Rotbuche 
Gern Esche 
Stieleiche 
Winterlinde 

Heister 2xv , 125 - 150 cm Höhe 
Obstbäumc Hochstamm (alte Lokalsorten) 

Feldahorn 
Schwarzerle 
! fainbuchc 
Vogel-Kirsche 
Gern Eberesche 

2xv . o.B 100 -150 cm 

Kornelkirsche 
Echter Hartriegel 
I faselnuß 
Schlehdorn 
Faulbaum 
Sal-Weide 
Holunder 
Trauben-t folunder 
Wolliger Schneeball 

2xv . o.B. 60 - 100 cm 

Fcldahom 

Hainbuche 
Rotbuche 

NEGATIVLISTETOR DIE BEPFLANZUNG 

Chamaccyparis 
Ligustrum vulgare 
Taxus baccata 
Thuja 

07-1994 

Scheinzypresse (in^pttS^Arten) 
Liguster , 
Eibe ’ ; -JU 
Lcbensbaum (in allen Arten) 

Solaranlagen (Sonnenkollektoren) sind zulässig, wenn sie im Einklang mit 
der Gestaltung des Gebäudes stehen 

29.9 

29 10 

/y 

29 1 I 

29 12 

29 I 3 

29 14 

29 15 

29 16 

29 17 

29 IX 

»9.19 

29 20 

29 21 

Als Dachform sind Pult-, Sattel- und Shcd-Dächcr zulässig mit einer 
Dachneigung von mind. 15 Grad bis max. 25 Grad Haupt- und 
Nebengebäude auf einem Baugrundstück müssen gleiche Neigungen 
aufweisen. 

Die Dachdcckung der geneigten Dächer ist mit Profilbiech und Dachplatten 
in ziegelroter bis rotbrauner Farbe zulässig 

Ebenso zulässig sind naturfarbene Zink- und Alu-Bleche. Weitere 
Ausnahmen siehe Ziff 29 X der Festsetzungen. 

Die max. Wandhöhe der Gebäude in den bebaubaren Grundstücksflächen 
beträgt 7,50 m. gemessen von Straßenoberkante in Straßenmittc bis zum 
Schnittpunkt der traufscitigen Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut 

Die max. Firsthöhe der Gebäude in den bebaubaren Grundstücksflächen 
beträgt 10,50 m gemessen von Straßenoberkantc in Straßenmitte 

Dacheinschnittc sind unzulässig 

Alle Gebäude sind in gedeckten Farbtönen zu halten Grelle Anstriche sowie 
Signal- und Leuchtfarben sind unzulässig. 

Neben- bzw. Gemeinschaftsanlagen 

Nebenanlagen wie Trafohäuschen oder ähnliche sind in Form. Farbe. 
Material und Dachart den übrigen Gebäuden anzupassen 

Abfallbehälter sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig Sie sind entweder in die Gebäude zu integrieren oder durch dichte 
Begrünung unauffällig in das Baugebiet einzuftigen 

Werhcanlagen: 

Innerhalb der Flächen zwischen Straßenbcgrenzungslinie und Einfriedung ist 
je Zufahrt nur eine bis zu max 1.50 qm große, max 3 m lange Werbeanlage 
zulässig Die Oberkante der Werbeanlage darf nicht höher als 3 m über der 
das Baugrundstück erschließenden Staßenobcrkante liegen 

Es ist nur eine Werbeanlage je Gebäude, die mit dem Bauwerk fest 

verbunden ist. zulässig Diese Werbeanlagc darf nicht größer als 3.0 qm 
sein Die Oberkante der Dachkante darf auf keinen Fall überschritten 
werden 

Nicht zugclassen sind Werbeanlagen an der Einfriedung sowie 
aufgeständerte Schriften, außerdem Werbeanlagen in Form von laufenden 
Schriften, sich bewegende Werbeanlagen. Fahnen jeder Art (mit Masthöhen 
über 6.50 m) und beleuchtete Werbcanlagcn, die in die freie Landschaft 
wirken 

Einfriedungen: 

Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen, seitlichen und rückwärtigen 
Grundstücksgrenzen sind nur als mit Hecken hinterpflanzte 
Maschendrahtzäune in einer Höhe bis 2.0 m zulässig 

Türen und Tore sind aus folgendem Material und nur in der selben Höhe wie 
die Zäune zulässig 

Pfeiler aus verputztem, gestrichenem Mauerwerk. Sichtbeton oder Stahl. 
Torkonstruktion aus Stahl rahmen mit senkrechten Stäben 

Im Bereich der Grundstückseinfahrten ist die Einfriedung 5,0 m von der 
Straßenbcgrenzungslinie zurückzusetzen 

H) INACHKICHTI.IC HE ÜBERNAHMEN UND HINW EISE 

Bestehende Grundstücksgrenzen 

196 

Erschließungs- 

vor Aussetzungen: 

A 

Aufzuhebende Grundstücksgrenzen 

Eurstücknummcr. z.B I96 

Vorhandene Wohngebäude 

Vorhandene Nebengebäude 

Die Gebäude sind vor Bezugsfertigkeit an die zentrale Wasscr- 
vcrsorgungsanlagc und an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage anzu- 
seh ließen 

Die Stromversorgung der Häuser erfolgt durch Erdkabclanschluß Dic 
Kabelverteilerschränke werden aus gestalterischen Gründen nicht auf den 
Straßenflächen, sondern auf den Baugrundstücken der einzelnen 
Anschließer, integriert in den Gartenzäunen aufgestellt. 

' ä) 

00 

Alle Gebäude sind gegen Grund-, 
Überschwemmungsgefahr zu sichern 

Oberflächen wasser und 

u) 

(a) 

® 
Maßen» nähme: 

Anlagen zum Lagern. Umschlagen. Abflillcn. Herstellen. Behandeln und 
Verwenden wassergefährdender Stoffe müssen so beschaffen sein und so 
eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben werden, daß eine 
Verunreinigung von Grundwasser oder Obcrflächcngewässcm nicht zu 
besorgen ist. 

Befull- und Ent lüftungsöffn ungen von Tankanlagen sind mind 1.0 m über 
Gelände anzuordnen. Einstiegschächte von Erdtanks sind mit wasserdichten 
Verschlüssen zu versehen, länkanlagcn mit wasscrgcfahrdcndcn Stoffen 
sind gegen Auftrieb zu sichern 

Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe 
müssen gemäß Art 37 BayWG angezeigt werden 

Die Ergänzung des Baubestandes erfolgte durch den Planverfasser 

Planzcichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet; keine Gewähr für 
Maßhaltigkeit Bei Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichcn 

C , VERFAHRENSVER1VIERKE ZUR BEBAUUNCSPLAN-ANDERUNG: NORD P 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS: 

Die Gemeinde hat in der Sitzung vom 4idie Aufstellung der Bjzuauung^plan-Änderung 
beschlossen 
Der Aufstellungsbeschluß wurde am ” ortsüblich bekanntgemacht. 

Schwindegg. den 0 2. Aug. 1935 

2. BURGERBETEILIGUNG: 

Hubet/I Bürgermeister 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3, Abs 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Entwurf dieser Bebauungsplan-Änderung hat in der Ze attgefunden. 

Huber 1. Bürgermeister 

3. AUSLEGUNG: 

Der Entwurf der Bebauungsplan-Änderung in der Fassung vom 22 1 1 1994 wurde im Begründung gemäß 
§ 3 Abs 2 BauGB in der Zeit vom Q8> ez.59bis 03*04>^Öffentlich ausgelegt Mirde am 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, daß Bedenken und /nreg ngen während der 
Auslegungsfrist vorgebracht werden können 

Schwindegg. den 0 2. Aug. 1935 

Huf rmeister 

SATZUNG: 

Die Gemeinde hat mit Beschluß des Gemeinderates vom 44<0/-SS die Bebauur 
§ 10 BauGB und Art 98 der BayBO (Bay RS 2132-Ul) als SatzujigJjeschlosset 

Schwindegg, den 0 2. Aug. 1995 

-Änderung gemäß 

Inbe Bürgermeister 

ANZEIGE AN DAS LA NDR ATS AMT MÜHLDORF a. INN: 

Die Gemeinde hat die am als Satzung beschlossene BebauungspE 
nach ij I 1 Abs I BauGB angezeigt 

Schwindegg, den 0 2. Aug. 1995 

ung am AlOZSs 

Hubert Bürgermeister 

6. UNBEDENKLICHKEITSBESCHEINIGUNG: 

Das Landratsamt Mühldorf a Inn hat mit Bescheid vom05.0S>.$£ Az G4‘GJO/2 %35l9^*tklart, daß die am 

24.043s als Satzung beschlossene Bebauungsplan-Änderung in der Planfassung vom 24.04.3S gegen 
keinerlei Rechtsvorschriften verstoße, vorausgese^:t^'cfi^''j 

. v bezeichneten Auflagen 

Mühldorf a Inn, den 2 2. 08. 95 

7. BEKANNTMACHUNG: 

de befolgt die in diesem Bescheid näher 

Landratsamt 

Bambold, Landraf 

! Bekanntmachung nach § 12 BauGB erfolg ;hang an die Amtstafel amDie 
xuiimgsplan-Änderung mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienstzeiten (Montag 

Die 

Bebauungsplan-Änderung mit Begründung wird seit diesem Tag 
bis Freitag von 8 00 bis 12 00, Donnerstag auch von 14 00 bis 18 00 Uhr) in der 
Gemeinde Schwindegg zu Jedermanns Einsicht bereitgehalten Uber den Inhalt 
auf Verlangen Auskunft gegeben Auf die Rechtsfolgen des § 44 \bs 2 und 4. der/ 
ist hingewiesen worden Die Bebauungsplan-Änderung ist damit rechtsverbmdlic 

Schwindenden ^ 7. ÄU9. 1995 
Huber 

!g 
ftsstelle dei 

igsplans und 
nd 21 5 BauGB 

rmeistet 

Land rat samt 
Mühldorf a. Irin 

Einge 0 7, AL'G. 19 9 

Nr........... 
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GEMEINDE SC IIWINDEGG 

.ANDKREIS MUHLDORF a. INN 

2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

GEWERBEGEBIET NORD I 
IY1 I : 1000 

Der Bebauungsplan umfaßt die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches liegenden 
Flurstücke und Teil flächen von Flurstücken 

Die Gemeinde Sei»windegg erläßt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den {j 1,2, l S und 0 des 
Ballgesetzbuches (BauGB). der Art 98 Abs 3, Art 5, 6, 9 und 10 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und 
des Art 2t der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) diese Bebauungsplan-Änderung als 

Satzung. 

Fertigungsdaten 

Vorentwurf am 24. 10 |98(y F nt wmf 

Geändert 

A 

AI 

am 27.01 1987 

am 3110 1989 

am 22 I 1 1994 

am 24.01.1995 

AUSSCHNITT AUS DEM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN DER GEMEINDE SCHWINDEGG 
VOM 26.02 82 , MIT 3 ÄNDERUNG VOM 24.05.1993 

'Ljumjunhii: 

M I 5000 

PL AN VERFASSER ARCHITEKT - lt>lf?l. ING THEMAS SCHW \RZE\ROCk 
HERZOG - AI RRFtÖfT.- STRASSE p, 8441« SCHW INDEGG 

TELEFON (\siL82 /V 2 5 2 - FAX 08082 '844 

i 

i mz^ooi. 
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BEGRÜNDUNG ZUR 2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

GEWERBEGEBIET NORD I 
Geändert 

vom 27.01.1987 
am 31.10.1989 

am 22.11.1994 

umfassend die im gekennzeichneten Geltungsbereich liegenden Rurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

PLANVERFASSER: ARCHITEKT - DIPL. ING. THOMAS SCHWARZENBÖCK 

HERZOG - ALBRECHT - STRASSE 6, 84419 SCHWINDEGG 

TELEFON 08082 / 5 2 5 2 - FAX 08082 / 5 8 4 4 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen 
bis 

E. Erschließung, Finanzierung 

siehe beigefugte Begründung zur Bebauungsplanaufstellung und zur 1. Änderung vom 31.10.1989. 

F. Voraussichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung 

1. Es ist nicht zu erwarten, daß die Verwirklichung der Planung sich nachteilig auf die persönlichen 

Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden oder arbeitenden Menschen auswirken wird. 

Ein Sozialplan (§ 180 Abs. 2 BauBG) ist daher nicht erforderlich. 

2. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes sollen alsbald folgende Maßnahmen getroffen werden: 

Öffentliche Auslegung und Anzeigeverfahren ftir die 2. Bebauungsplan-Änderung 

G. Weitere Erläuterungen zur 2. Bebauungsplan-Änderung: 

Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt überwiegend im Bereich der Fl-Nr. 196 und 196/14 

und dient der Zielsetzung, daß der bereits vorhandene Gewerbebetrieb seine beabsichtigte 

Erweiterung realisieren kann. Durch die Erweiterung des Gewerbebetriebes können bestehende 

Arbeitsplätze gesichert und eine nicht unerhebliche Anzahl neuer Arbeitsplätze geschaffen werden, 

was für die Struktur des Ortes und der Region von größter Bedeutung ist. 

In die Änderung wurden auch Grenzänderungen, der inzwischen vorhandene Baubestand und der 

neu geschaffene Wertstoffhof der Gemeinde Schwindeg aufgenommen. Weiters erfolgten 

Änderungen redaktioneller Art (Umstellung BBauG auf BauGB), Erschließungsvoraussetzungen 

und Verfahrens vermerke wurden angepaßt und unter Teil B) eine Pflanzliste beigefugt. 

Schwindegg, 22.11.1994 

/ 
Diese Begründung wurde zusammen mit dem Entwurf der Bebauungsplan-Änderung 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom . mit . in Schwindegg, Rathaus Zi. 

öffentlich ausgelegt. 

Schwindegg, den . 

Huber, 1. Bürgermeister 


